
Gemeinde Wilhelmsfeld 
- Rhein-Neckar-Kreis - 

 

Satzung 
 

zur Änderung der Friedhofsordnung vom 09.12.2009  
 

Auf Grund der §§ 12 Abs. 2, 13 Abs. 1, 15 Abs. 1, 39 Abs. 2 und 49 Abs. 3 Nr. 2 des 
Gesetzes über das Friedhofs- und Leichenwesen (Bestattungsgesetz) in Verbindung 
mit den §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sowie 
den §§ 2, 11 und 13 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg hat 
der Gemeinderat am 28.01.2020 die nachstehende Satzung zur Änderung der Fried-
hofssatzung beschlossen: 

§ 1 
 

IV. Grabmale und sonstige Grabausstattungen  
 
§ 10, 11 und 12 werden wie folgt neu gefasst: 
 

§ 10 Allgemeines 

(1) Die Grabstätten sind im Eigentum des Friedhofträgers. An ihnen können Rechte 
nur nach dieser Satzung erworben werden. 

(2) Auf dem Friedhof werden folgende Arten von Grabstätten zur Verfügung gestellt: 

1. anonymes Grabfeld 
2. Reihengräber 
3. Urnenreihengräber 
4. Wahlgräber 

 Einzelwahlgräber 

 Doppelwahlgräber 

 Urnenwahlgräber  

(3) Ein Anspruch auf Überlassung einer Grabstätte in bestimmter Lage sowie auf die 
Unveränderlichkeit der Umgebung besteht nicht. 

(4) Grüfte und Grabgebäude sind nicht zugelassen. 
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§ 11 Anonymes Grabfeld 

Die anonyme Bestattung ist eine Sonderform der Feuerbestattung. Anders als bei einer her-
kömmlichen Feuerbestattung wird bei einer anonymen Bestattung die Urne nach der Ein-
äscherung auf dem anonymen Grabfeld beerdigt. Es handelt sich bei diesem Grabfeld um 
eine Rasenfläche, auf der keine einzelnen Gräber gekennzeichnet sind. 

§ 12a Reihengräber 

(1) Reihengräber sind Grabstätten für Erdbestattungen sowie für die Bestattung von 
Fehlgeburten und Ungeborenen, die der Reihe nach belegt und im Todesfall für die 
Dauer der Ruhezeit zugeteilt werden. 

 
Eine Verlängerung der Ruhezeit ist nicht möglich. Verfügungsberechtigter ist – sofern 
keine andere ausdrückliche Festlegung erfolgt - in nachstehender Reihenfolge 

1. wer für die Bestattung sorgen muss (§ 31 Abs. 1 Bestattungsgesetz), 
2. wer sich dazu verpflichtet hat, 
3. der Inhaber der tatsächlichen Gewalt. 
 
(2) In jedem Reihengrab wird nur ein Verstorbener beigesetzt. Die Gemeinde kann 
Ausnahmen zulassen. 
 
(3) Ein Reihengrab kann auch nach Ablauf der Ruhezeit nicht in ein Wahlgrab um-
gewandelt werden. 
 
(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der 
Ruhezeiten wird drei Monate vorher ortsüblich oder durch Hinweise auf dem betref-
fenden Grabfeld bekannt gegeben. 
 

§ 12b Wahlgräber 

(1) Wahlgräber sind Grabstätten für Erdbestattungen, für die Bestattung von Fehlge-
burten und Ungeborenen, an denen ein öffentlich-rechtliches Nutzungsrecht verlie-
hen wird. Das Nutzungsrecht wird durch Verleihung begründet. Nutzungsberechtigter 
ist die durch die Verleihung bestimmte Person. 

(2) Nutzungsrechte an Wahlgräbern werden auf Antrag auf die Dauer der in § 8 fest-
gelegten Ruhezeiten (Nutzungsrecht) verliehen. Sie können nur anlässlich eines To-
desfalls verliehen werden. Die erneute Verleihung eines Nutzungsrechts ist nur auf 
Antrag möglich und kann dann auf eine von Satz 1 abweichende Dauer verliehen 
werden. 

(3) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der Grabnutzungsgebühr. Auf Wahlgrä-
ber, bei denen die Grabnutzungsgebühr für das Nutzungsrecht nicht bezahlt ist, sind 
die Vorschriften über Reihengräber entsprechend anzuwenden.  

(4) Ein Anspruch auf Verleihung oder erneute Verleihung von Nutzungsrechten be-
steht nicht. 
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(5) Wahlgräber können Einzel- oder Doppelwahlgräber sein.  

 Einzelwahlgräber sind Wahlgräber, bei denen eine Erdbestattung möglich ist, 
zusätzlich kann eine Urne beigesetzt werden.  

 Doppelwahlgräber sind Wahlgräber, bei denen zwei Erdbestattungen möglich 
sind, zusätzlich können noch zwei Urnen beigesetzt werden. 

(6) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhe-
zeit die Nutzungszeit nicht übersteigt oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit 
bis zum Ablauf der Ruhezeit erneut verliehen worden ist. 

(7) Der Nutzungsberechtigte soll für den Fall seines Ablebens seinen Nachfolger im 
Nutzungsrecht bestimmen. Dieser ist aus dem nachstehend genannten Personen-
kreis zu benennen. Wird keine oder eine andere Regelung getroffen, so geht das 
Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen 
Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung über 

1. auf die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den Lebenspartner 
nach § 1 Lebenspartnerschaftsgesetz, 
2. auf die Kinder, 
3. auf die Stiefkinder, 
4. auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 
5. auf die Eltern, 
6. auf die Geschwister, 
7. auf die Stiefgeschwister, 
8. auf die nicht unter 1. bis 7. fallenden Erben. 

Innerhalb der einzelnen Gruppen Nrn. 2 bis 4 und 6 bis 8 wird jeweils der Älteste 
nutzungsberechtigt. 

(8) Ist der Nutzungsberechtigte an der Wahrnehmung seines Nutzungsrechts verhindert 
oder übt er das Nutzungsrecht nicht aus, so tritt der nächste in der Reihenfolge nach Abs. 
7 Satz 3 an seine Stelle. 

(9) Der Nutzungsberechtigte kann mit Zustimmung der Gemeinde das Nutzungsrecht 
auf eine der in Absatz 7 Satz 3 genannten Personen übertragen. 

(10) Der Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu 
ergangenen Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte bestattet zu werden und 
über die Bestattung sowie über die Art der Gestaltung und Pflege der Grabstätte zu 
entscheiden. Verstorbene, die nicht zu dem Personenkreis des Absatzes 7 Satz 3 
gehören, dürfen in der Grabstätte nicht bestattet werden. Die Gemeinde kann Aus-
nahmen zulassen. 

(11) Auf das Nutzungsrecht kann jederzeit nach Ablauf der letzten Ruhezeit verzich-
tet werden. 

(12) Mehrkosten, die der Gemeinde beim Ausheben des Grabes zu einer weiteren 
Bestattung durch die Entfernung von Grabmalen, Fundamenten und sonstigen 
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Grabausstattungen entstehen, hat der Nutzungsberechtigte zu erstatten, falls er nicht 
selbst rechtzeitig für die Beseitigung dieser Gegenstände sorgt. 

§ 12c Urnenreihen- und Urnenwahlgräber 

(1) Urnenreihen- und Urnenwahlgräber sind Aschengrabstätten als Urnenstätten in 
Grabfeldern, die ausschließlich der Beisetzung von Aschen Verstorbener dienen. 

(2) In einem Urnenreihengrab können mehrere Urnen beigesetzt werden, sofern die 
Ruhezeit der vorher beigesetzten Urne nicht überschritten wird. 

(3) In einem Urnenwahlgrab können 3 Urnen beigesetzt werden. 

(4) Soweit sich aus der Friedhofssatzung nichts anderes ergibt, gelten die Vorschrif-
ten für Reihen- und Wahlgräber entsprechend für Urnenstätten. 

§ 12d Urnenstelen 

(1) In einer Urnenkammer dürfen Aschen von zwei Verstorbenen in Über- oder 
Schmuckurnen beigesetzt werden. 

(2) Die Namen, Geburts- und Todesdaten der Verstorbenen sind ausschließlich auf 
den Verschlussplatten an den Urnenkammern der Urnenstelen anzubringen. Bei der 
Auswahl der Schriften ist darauf zu achten, dass die Größe, der Schrifttyp sowie das 
Design in Metallbuchstaben oder Gravur mit der Verschlussplatte ein würdiges Ge-
samtbild entsprechend der vorgesehenen Belegung abgeben. Die Arbeiten sind von 
einem Fachmann, einem professionellen Steinmetz auszuführen, der in der Lage ist, 
diese Qualitätsansprüche zu erfüllen. 

(3) Andere Embleme als Buchstaben und Zahlen sind nur zulässig, wenn es sich um 
Kreuze, Blumen, Bäume, Betende Hände oder Engel handelt. Optische Veränderun-
gen an den Urnenstelen sind grundsätzlich unzulässig. Wer eine Urnenstele durch 
Bemalen oder individuelle Steinmetzarbeiten, außer der zulässigen Beschriftung, 
beschädigt oder verändert, haftet gegenüber der Gemeinde. Die Gemeinde kann 
sich in so einem Falle die Stele vom Verursacher komplett ersetzen lassen. Das An-
bringen oder Abstellen von Gegenständen auf der oberen Abdeckplatte der Stelen ist 
verboten. 

(4) Die Verschlussplatten der Urnenkammern bleiben während der Ruhe- und Nut-
zungszeit im Eigentum der Gemeinde. Sie werden von der Gemeinde zur Beschrif-
tung an den Berechtigten ausgehändigt. Bei Beschädigung haftet der Berechtigte. 
Der jeweilige Schriftentwurf des Steinmetzes ist mit der Gemeinde abzustimmen und 
zur Genehmigung vorzulegen. Das Gestaltungsvorhaben muss in der Vorlage für die 
Verwaltung eindeutig erkennbar sein. Die Gemeinde kann bei Zuwiderhandlungen 
gegen die Maßgaben der Abs. 2 und 3 die Genehmigung verweigern. Wird eine ohne 
Genehmigung gestaltete Verschlussplatte an der Urnenkammer angebracht, kann 
sich die Gemeinde diese ersetzen lassen. 

(5) Die Kosten der Gestaltung der Verschlussplatte sind von den Verfügungs- bzw. 
Nutzungsberechtigten direkt dem Steinmetz zu erstatten. 
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(6) Blumenschmuck und Blumenarrangements können unmittelbar vor der entspre-
chenden Urnenstele auf dem Boden abgelegt werden.  

§ 12e Gärtnergepflegtes Grabfeld 
 
Die Gemeinde weist auf dem Friedhof ein gesondert angelegtes Grabfeld aus und 
verpflichtet sich, ein Grab innerhalb dieses Grabfeldes nur dann an Nutzungs-, bzw. 
Verfügungsberechtigte zu vergeben, wenn diese gleichzeitig einen Grabpflegevertrag 
mit der Genossenschaft Badischer Friedhofsgärtner eG, Karlsruhe (GBF), abschlie-
ßen. 
 
Die Gestaltung, Pflege und Unterhaltung des Grabfeldes obliegt der Genossenschaft 
Badischer Friedhofsgärtner eG (GBF) 
 
In der gärtnergepflegten Grabanlage werden die in § 10 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 genannten 
Bestattungsformen angeboten. 

 
§ 2 

 
Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Wilhelmsfeld, 28.01.2020 
 
 
 
Oeldorf, (Bürgermeister) 
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Hinweis: 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-

nung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustande-

kommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 

schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegen-

über der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung 

begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öf-

fentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung 

verletzt worden sind. 

 

Wilhelmsfeld, 28.01.2020 

 

 

Oeldorf, Bürgermeister 

 

Ausgefertigt, Wilhelmsfeld, den 28.01.2020 

 

 

Oeldorf, Bürgermeister 

 

 

 

 

Die vorstehende Satzung zur Änderung der Friedhofsordnung der Gemeinde Wilhelms-

feld vom 28.01.2020 wurde im gemeinsamen Amtsblatt des Gemeindeverwaltungsver-

bandes Schönau Nr. 6 vom 05.02.2020 öffentlich bekannt gemacht. Sie tritt am Tage 

nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die Satzung wurde dem Landratsamt des Rhein-

Neckar-Kreises in Heidelberg mit Schreiben vom 05.02.2020 angezeigt. 

 

Wilhelmsfeld, 05.02.2020 

 

 

Oeldorf 

Bürgermeister 


